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WER PLANT DIE PLANUNG? 

So lautet der Titel eines Buches, das der Soziologe Lucius Burckhardt 1974 veröf-
fentlichte. Der Mitbegründer der Basler Grünen beschäftigte sich zeitlebens  
mit den Prozessen, die wir gemeinhin als Planung bezeichnen. Burckhardt wies  
darauf hin, dass bei Planungsprozessen oftmals vergessen geht, wer die Nutz-
niessenden sind und für wen eigentlich geplant wird. Wenn die Planung isoliert 
abläuft, gehen der Interessenausgleich und der Schutz derjenigen unter, die ohne 
Stimme sind. Daher Burckhardts Forderung, dass wir uns als Gesellschaft in die  
Planungsprozesse einbringen. Mit dieser Forderung war Lucius Burckhardt ein  
früher Verfechter von Mitwirkungsprozessen. Das hat auch die Grünen geprägt.  
Seit jeher setzen wir uns für die sozial Schwächeren ein und verschaffen der Flora 
und Fauna das notwendige Gehör.
Wir haben uns in diesem Heft einer der wichtigsten und einflussreichsten Pla-
nungen hinsichtlich der Umwelt angenommen, der Raumplanung. Wir möchten 
damit die Diskussion anregen, wie die Landschaften der Schweiz geschützt werden 
können und wie wir uns die Raumentwicklung in Stadt und Land vorstellen. Somit 
bleibt mir nur noch meine persönliche Antwort auf die im Titel gestellte Frage zu 
geben: Wir alle!
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Thema

Trotz Raumplanungsgesetz 
oder Zweitwohnungsinitiative 
geht der Landverschleiss  
weiter. Was können Stadt und 
Land dagegen unternehmen? 

Die Schweiz im Jahre 2058: Nachdem 
der letzte Quadratmeter Wiese unter 
Beton verschwunden ist, erkennt der 
Nationalrat endlich, dass es Zeit gewe-
sen wäre zu handeln. Die Agglomera-
tionen wuchsen über sich hinaus, das 
ganze Kulturland ist verbaut worden 
und vermittelt nun zusammen mit dem 
vom Feinstaub verdunkelten Himmel 
grauen Charme. Nur die Schokoladen-
packungen und Heidi-Filme erinnern 
noch daran, dass die Schweiz einst  
berühmt für Kühe und Wiesen war. Ma-
gerwiesen in Terrarien wurden zum Ver-
kaufsschlager, denn sie vermitteln den 
Eindruck der Rustikalität, welche sich 
die Menschen erhofften, als sie aus den 
Städten in die Agglomeration zogen.

Doch zum Glück gibt es Menschen, 
welche bereits im Jahr 2018 handeln. 
Sie gehen die Probleme mit Ideen und  
Visionen von einer besseren Zukunft 
an und gestalten die Schweiz dabei  
um. Eine verdichtete Bauweise soll 
die Menschen von Autos befreien und 
dafür sorgen, dass Platz für die Natur 
bleibt. Die Wohnformen sollen sich 
an den Bedürfnissen der Menschen 
ausrichten und die Ressourcen von 
Mensch und Umwelt schonen. Dabei 
geht es um die Schaffung einer lebens-
werten Umgebung.

JETZT DIE WEICHEN STELLEN
Sie fordern auch die Politik auf, jetzt 
ökologisch, sozial und ökonomisch 
nachhaltig zu handeln und nicht erst 
im Jahr 2058. Die Zersiedelungsinitia-
tive (siehe Seite 9) ist eines der Mittel, 
mit denen wir, die Menschen, die han-
deln, unsere Vision verwirklichen wol-
len. Im Kanton Basel-Stadt verfolgen 

wir mit unserem Positionspapier Basel 
2035 das Ziel eines grösseren, grüneren 
und gerechteren Basel. Das Ziel sind 
verdichtete, durchmischte Quartiere 
mit vielen Grünflächen, kurzen Wegen, 
nachhaltiger Infrastruktur und hoher 
Lebensqualität.
Im Kanton Baselland gilt es, das wei-
tere Verkehrswachstum entgegen dem 
Willen der bürgerlichen Allmacht zu be-
grenzen und unnötige Strassenbauten 
zu verhindern. Den Startschuss stellen 
die nächsten kantonalen Wahlen dar, 
in denen die Grünen mit ihrer Vision 
richtungsweisend sind. Zwischen den 
nachfolgenden Texten finden sich Bei-
spiele für Ideen und Engagements in 
beiden Kantonen.
Paula Carle und Victor Bättig, Vorstand 
Junges Grünes Bündnis Nordwest

DIE MAGERWIESE 
IM TERRARIUM
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Thema

BASEL 2035 – GRÖSSER, GRÜNER & GERECHTER

Basel muss bezahlbaren Wohn- 
raum schaffen, um den  
Verkehrskollaps zu verhindern: 
dies zeigt unser Positions- 
papier «Basel 2035: grösser, 
grüner & gerechter» auf.

In den vergangenen zehn Jahren hat 
die Zahl der EinwohnerInnen Basels 
um knapp 10’000, die Anzahl der Be-
schäftigten um nahezu 20’000 zu-
genommen. Und gemäss Prognosen 
des Regierungsrates wird die Zahl der 
Arbeitsplätze bis 2035 nochmals um 
30’000 anwachsen. Dies ist sehr erfreu-
lich. Aus ökologischer, gesellschaftli-
cher und wirtschaftlicher Sicht ergibt 
es Sinn, wenn diese Leute möglichst 
auch in Basel wohnen: So können unnö-
tige Pendlerströme verhindert werden, 
was der Umwelt und der Gesundheit 
der EinwohnerInnen von Basel-Stadt 
zugute kommt. Weiter bleibt den Men-
schen so mehr Zeit für soziale Bezie-
hungen und Engagements vor Ort. Und 
nicht zuletzt bleiben so die Löhne und 
damit auch die Steuererträge in Basel. 
Es bedarf also zusätzlichen Wohn-
raums. Davon zeugt auch die aktuell 
sehr niedrige Leerstandsquote bei  
Geschäfts- und Wohnliegenschaften, 
die wiederum ein Grund ist für die stei-
genden Mietpreise. 

PLATZ FÜR 30’000 MENSCHEN
Gemäss den kürzlich veröffentlichten 
Zahlen des Statistischen Amts wurden 
2017 gerade mal 369 Neubauwohnun-
gen erstellt. Damit die hier arbeitenden 
Menschen auch hier leben könnten, 
sind pro Jahr jedoch 1000 Neubauwoh-
nungen nötig. Dank des revidierten 
Zonenplans können bis 2035 durch 
Verdichtung heutiger Wohngebiete 
2500 zusätzliche Wohnungen für 5000 
Menschen entstehen. Eine noch viel 
grössere und einmalige Chance bietet 
sich Basel durch die grosszügigen Trans-
formationsgebiete von insgesamt rund 
113 Hektaren. Diese Areale, zu denen 
z.B. das Lysbüchel-Areal, Klybeck oder 
der Dreispitz gehören, wurden bisher 
vorwiegend als Industrie-, Hafen- oder 
Lagerstandorte genutzt, sollen aber 
in Zukunft für Wohn- und Gewerbeflä-
chen zur Verfügung stehen. Ausgehend 
von einem angepassten Wohnflächen-
bedarf von 38m2 pro Person (heute 
liegt dieser in Basel bei 41m2, in Genf bei 
36m2) könnte auf diesen Arealen insge-
samt Wohnraum für rund 30’000 Men-
schen entstehen!

ATTRAKTIVE GRÜN- UND 
FREIFLÄCHEN
Mindestens so wichtig wie die Quanti-
tät des Wohnraums ist dessen Quali-
tät. Dazu gehören sowohl ökologische 
als auch soziale Aspekte. Wir setzen 
uns deshalb ein für gemeinnützigen 
Wohnungsbau und ein durchmischtes 
Wohnangebot für unterschiedliche 
Alterskategorien und Einkommens-
gruppen. Ein attraktives Angebot an 
Grün- und Freiflächen, versiegelungs- 
arme Bebauungen, Fassaden- und Dach-
begrünungen und eine naturnahe Um-
gebungsgestaltung tragen nicht nur 
zu einer hohen Lebensqualität bei. Sie 
helfen auch, die zunehmenden Folgen 
des Klimawandels, wie beispielsweise 
Hitzewellen und Starkniederschläge, 
abzudämpfen. Auch die Biodiversität 

kann mit den erwähnten Massnahmen 
– unter Berücksichtigung von Vernet-
zungskorridoren – gefördert werden. 
Ebenso wichtig ist, dass bei den neuen 
Wohnbauten den Aspekten des nach-
haltigen Bauens Rechnung getragen 
wird. 
Als zentral für das Gelingen der Areal-
entwicklungen sind schliesslich die 
Einbindung der Quartierbevölkerung 
und die Berücksichtigung der Quartier-
identität. Zudem ist für eine zielführen-
de und demokratische Entwicklung auf 
Seiten der Behörden eine Gesamtstra-
tegie notwendig. 
Im November konnten wir dazu der 
Öffentlichkeit unser Positionspapier 
«Basel 2035: grösser, grüner & gerech-
ter» vorstellen. Zudem wurden im 
Grossen Rat vier Vorstösse zum Thema 
eingereicht (und überwiesen). Mehr 
dazu unter: Gruene-bs.ch.
Barbara Wegmann, Grossrätin 
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2000-WATT-GESELLSCHAFT 
Die dicht bebaute, aber dennoch 
sehr grüne Schorenstadt im Hirz-
brunnenquartier umfasst 65 Eigen-
tumswohnungen in Ein- und Mehr-
familienhäusern. Die Überbauung 
gilt als Leuchtturmprojekt einer 
2000-Watt-Gesellschaft.  So wurde 
zum Beispiel dank ressourcenscho-
nender Baustoffe die graue Energie 
beim Bau tief gehalten. Weiter be-
zieht die Schorenstadt die Wärme 
aus Holz und den Strom aus erneu-
erbaren Energien wie der hauseige-
nen Photovoltaikanlage. 

INTEGRATIVES WOHNEN
In einem ehemaligen Bauernhof im 
Dorfzentrum Riehens wohnt eine 
mittelgrosse, multikulturelle Wohn-
gemeinschaft (Verein «Offene Tür»). 
Es handelt sich um integratives 
Wohnen, zwei der sechs Personen 
sind minderjährige, unbegleitete 
Flüchtlinge und werden von Sozial-
begleiterInnen unterstützt. Alle Be-
wohnerInnen sind zwischen 16 und 
25 Jahren alt und StudentInnen, 
Lernende, SchülerInnen. Neben ge-
meinsamen Aktivitäten ist ihnen 
auch die Nachhaltigkeit wichtig:  
Es gilt sparsam zu leben und keine 
Lebensmittel wegzuwerfen. Die-
se erhalten sie übrigens von der 
Schweizer Tafel.
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Thema

DAS HÜSLI IM SCHÖNEN BASELBIET

Als Agglo-Kanton steht Basel-
land vor grossen Aufgaben  
bei der Raumplanung. Wir 
sollten dabei den Weg weisen.

Im Baselbiet hat es Verfassungsrang: 
Die Förderung des Hüslis ist eine 
Staatsaufgabe! Und sie wird auch fleis-
sig umgesetzt. So gut, dass der Bund 
bereits mehrmals korrigierend eingrei-
fen musste. Bemängelt wurden die 
grossen Steuerabzüge fürs Bausparen 
und die viel zu tiefen Eigenmietwerte. 
Trotzdem, es bleibt stossend, wie viel 
Geld ein gut verdienendes Paar spart 
dank eines Eigenheims – vor allem ge-
genüber den MieterInnen. 

«Das Land verteidigen. 
Nicht gegen den  
bösen Feind, gegen uns 
selbst. Zersiedelung 
ist Landpreisgabe. Wer 
das eingesehen hat, 
der stimmt für radikale 
Massnahmen, denn die 
Landesverteidigung 
braucht dringend eine 
Aufrüstung –  
ein Landgesetz.»  
Zitat aus «Die Landesverteidigung».Eine 
Beschreibung des Schweizerzustands, 
Benedikt Loderer, Stadtwanderer, Edition 
Hochparterre, 2012

Die Zersiedelung ist also eine vom Kan-
ton Basel-Landschaft gewünschte und 

geförderte Entwicklung. Fast jedes 
neue Haus in einem Oberbaselbieter 
Dorf bringt zwei zusätzliche Autos, die 
zu Stosszeiten in Richtung Basel unter-
wegs sind, dort den Stau vergrössern 
und die Rufe nach neuen Strassen er-
schallen lassen und dadurch die Flucht 
aus der Agglo weiter befördern.
Land kann niemand besitzen, es war 
vorher da und wird auch später noch 
sein. Land sollte der Allgemeinheit ge-
hören und gemeinnützigen Wohnbau-
trägern im Baurecht zur Verfügung ge-
stellt werden. 

und Geduld. Es braucht Jahrzehnte, um  
das Ideal des Einfamilienhauses aus 
den Köpfen zu verbannen. 
Auch grosse Aufgaben beginnen mit 
den ersten Schritten: 
	Voller Einsatz für die Zersiedelungs- 

initiative
	Die Verfassungsbestimmung zur  

Förderung des Wohneigentums  
gehört gestrichen und ersetzt durch 
die Förderung des gemeinnützigen  
Wohnungsbaus.
	Steuererleichterungen für Wohn-

eigentum gehören abgeschafft.  
Wohnen ist Privatsache.
	Das Autopendeln soll finanziell  

stärker belastet werden.
Pascal Benninger, Vizepräsident 
Grüne BL
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LEBENSWERTE NACHBARSCHAFT
 (LENA)
Auf dem Westfeld (ehemals Felix-
Platter-Areal) soll neuer Wohn- und 
Gewerberaum entstehen. Ein ganz 
besonderes Haus soll dabei der 
LeNa-Neubau werden. Die Genos-
senschaft LeNa verfolgt einen um-
fassenden Ansatz.  Ziel ist es, eine 
durchmischte, lebenswerte Nach-
barschaft zu schaffen, indem die ge-
meinschaftliche Nutzung gross ge-
schrieben wird. Gleichzeitig strebt 
sie die Ziele der 2000-Watt-Gesell-
schaft an, ohne dabei auf Komfort 
zu verzichten. www.lena.coop

EIN ZUKUNFTSGERICHTETES
 WOHNPROJEKT IN SISSACH
Der Verein Kordia plant eine soziale 
Genossenschaftssiedlung mit 50 bis 
70 Wohneinheiten. Zentrumsnah, 
autoarm mit einem Minizentrum, 
welches die Grundbedürfnisse der 
BewohnerInnen in Pantoffeldistanz 
abdeckt. Gebaut wird mit natürli-
chen Materialien, und dank ausge-
klügeltem Energiekonzept wird es 
unabhängig sein vom Erdöl. 
www.kordia.ch

Der CO2-Ausstoss hängt sehr stark mit 
unserer Wohnform zusammen. Wer ein 
Haus sein Eigen nennt, der zügelt nicht, 
wenn sein Arbeitsplatz umzieht. Er pen-
delt. Immer mehr, immer weiter. 
Bis neues, genossenschaftliches, so-
zial durchmischtes, energieautarkes 
Wohnen gemischt mit Arbeiten sich 
durchsetzt, braucht es Hartnäckigkeit 
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Abstimmungen

VOLLGELD ODER VOLL DANEBEN?

NEIN ZUM GELDSPIELGESETZ

Heute kann eine Bank einen Kredit 
vergeben, ohne dass sie den gesamten 
Betrag tatsächlich in Form von Geld in 
den Händen hat. Diese Praxis will die 
sogenannte Vollgeld-Initiative verbie-
ten: Künftig dürfen von den Banken nur 
noch Kredite vergeben werden, wenn 
diese voll durch Spareinlagen oder Na-
tionalbank-Darlehen gedeckt sind. Da-
von versprechen sich die InitiantInnen 
ein stabileres Bankensystem, eine Stär-
kung der Realwirtschaft und beträcht-
lich höhere Gewinne der Nationalbank. 
Letzteres, weil die Geschäftsbanken 

Das Referendum der Jungen 
Grünen will Netzsperren ver-
hindern.

Erstmals in der Geschichte des Schwei-
zer Internets sollen ausländische Web-
sites gesperrt werden. Gegen diesen 
massiven Eingriff in die Internetfreiheit 
engagieren sich Jungparteien sowie 
InternetaktivistInnen. Auch wenn die 
Gründe innerhalb dieser unheiligen Alli-
anz verschieden sind, ist allen klar: Die 
Freiheit des Internets darf nicht den 
Geldinteressen der Casino-Lobby geop-
fert werden!

GEFÄHRLICHER PRÄZENDENZFALL
Mit Netzsperren will das Parlament 
InternetanbieterInnen zwingen, aus-
ländische PokeranbieterInnen zu zen-
sieren. Erstere müssten dabei die glei-
chen Methoden gegen ihre KundInnen 
einsetzen, wie sie auch Cyberkriminel-
le für sogenannte Phishing-Attacken  
verwenden.

mindestens für einen Teil ihrer Kredite 
Darlehen bei der Nationalbank aufneh-
men und damit Zins zahlen müssten. 
Die Gewinne der Nationalbank werden 
wie bisher zu mindestens zwei Dritteln 
an die Kantone ausgeschüttet.
Die Folgen der Initiative für die Real-
wirtschaft bleiben ungewiss. Möglich, 
dass sie zu einer Abflachung des Wirt-
schaftsverlaufs führen könnte. Davon 
könnten auch grüne Investitionen 
betroffen sein. Offensichtlich ist da-
gegen, dass die Nationalbank bei der  
Kreditvergabe an Einfluss gewinnt. 

Auch wenn Online-Glücksspiel für viele 
Menschen irrelevant ist, stellt dieses 
Gesetz eine gefährliche Erstentschei-
dung dar: Ist die entsprechende Infra-
struktur erst einmal eingerichtet, lässt 
sich die Sperrliste beliebig erweitern 
und kann somit schnell zu Zensur im 
Bereich von Musik, Filmen oder sogar 
Informationsseiten führen. Netzsper-
ren sind auch aus juristischer Sicht 
umstritten. Bis heute haben weder das 
Bundesgericht noch der Europäische 
Gerichtshof für Menschenrechte unter-
sucht, ob eine Sperrung von Internet-
seiten mit Online-Spielangeboten mit 
den Grundrechten vereinbar ist. 

PRÄVENTION AUSBAUEN
Für die Jungen Grünen steht vor allem 
der Schutz vor Spielsucht im Zentrum 
ihrer Überlegungen. Obwohl in der 
Schweiz 75’000 Menschen spielsüch-
tig sind, wehrte sich die Casino-Lobby 
erfolgreich gegen striktere Prävention. 
Die heutigen Präventionsausgaben  

Dass dadurch die Nachhaltigkeit der 
Wirtschaft in grünem Sinne gefördert 
wird, ist möglich, aber nicht sicher.
Zum Schluss: Da die Initiative nur die 
Schweiz betrifft, spielt die restliche Ban-
kenwelt weiterhin nach anderen Regeln. 
Es wird also die Ungewissheit des Buch-
geldes ersetzt mit der Ungewissheit 
eines isolierten Bankensystems. Wohin 
das führt, darüber lässt sich streiten.
Martin Stohler, Vorstand Grüne BS

Die Grünen BL haben Stimmfreigabe, die 
Grünen BS die Nein-Parole beschlossen.

belaufen sich lediglich auf 4,5 Millionen 
Franken pro Jahr, was im Vergleich zu 
den sozialen Kosten von 648 Millionen 
Franken lächerlich wenig ist. Die Jungen 
Grünen fordern in Übereinstimmung 
mit Präventionskreisen eine nationale 
ExpertInnen-Kommission und zweckge-
bundene Abgaben zuhanden der Kanto-
ne. Diese soll zur Finanzierung der Kos-
ten des exzessiven Geldspiels dienen. 
Zudem braucht es ein absolutes Wer-
beverbot für Glücksspiele. Während 
die Schweizer Casinos viel Geld in den 
Abstimmungskampf investieren wer-
den, setzen wir auf kreative Ideen und 
die richtige Überzeugung. Eine Regu-
lierung des Glücksspiels muss möglich 
sein, ohne die Internet-Infrastruktur 
durch Netzsperren grundlegend zu be-
einträchtigen. Das Internet darf nicht 
zum Spielball von LobbyistInnen jegli-
cher Art werden und muss grundsätz-
lich überall frei zugänglich sein. 
Luzian Franzini, Junge Grüne Schweiz

NATIONAL
ABSTIMMUNGEN

BULLETIN 13/ 2018
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Abstimmungen

Am 10. Juni stimmen wir über eine FDP-
Motion ab, welche den Bildungsrat 
durch den «Beirat Bildung» ersetzen 
soll. Die wahre Absicht der Motio-
näre ist jedoch die Abschaffung des 
heutigen Bildungsrates. Kurz vor der 
Schlussabstimmung im Landrat hat 
FDP-Präsident Paul Hofer mit einem 
faulen Bubentrick den Titel seiner Mo-
tion abgeändert und das «Abschaffen 
des Bildungsrates» durch die Formulie-
rung «Schaffung eines Beirats Bildung» 
ersetzt – mit diesem undemokratischen 
Vorgehen wird den Stimmberechtigten 
die wahre Absicht verborgen wie der 
Wolf im Schafspelz – politisch ein abso-
lutes No-Go.
Mit der «Schaffung des Beirats Bildung» 
soll dem Gremium die Entscheidungs-
kompetenz entzogen werden, was sei-
ne Abschaffung bedeutet. Dieses wird 
jedoch vom Landrat gewählt und setzt 
sich breit zusammen mit der Bildungs-

Wer eine Baubewilligung braucht, be-
zahlt eine Gebühr. Diese bemisst sich 
im Kanton an Stückpreisen, Flächen 
und Arbeitsstunden. Für Bauvorha-
ben im mehrstelligen Millionenbereich 
besteht eine Obergrenze von 100’000 
Franken. Diese soll aufgehoben werden. 
Ein Standortnachteil ist nicht ersicht-
lich, einzig die Stadt Luzern kennt eine 
solche Obergrenze. Diese Privilegierung 
bei Grossprojekten ist sachlich nicht be-
gründbar und deshalb aufzuheben. Die 
Mitgliederversammlung der Grünen BL 
fast einstimmig die Ja-Parole.
Lotti Stokar, Landrätin

Die vom Landrat angenommene  
Motion für «Lehrpläne mit klar defi-
nierten Stoffinhalten und Themen» hat 
der Bildungsrat mit Stoffverteilungs-
plänen ergänzt. Die Umsetzung der 
Motion kommt als Gegenvorschlag zur 
thematisch gleichen und zurückgezo-
genen Initiative zur Abstimmung. Die-
se Stoffverteilungspläne unterstützen 

direktorin als Vorsitzenden, mit drei 
LehrerInnen-Vertretungen, mit je zwei 
Vertretungen aus den Arbeitnehmeror-
ganisationen und aus der Wirtschaft, 
mit einer Vertretung der Landeskirchen 
sowie den Parteien SP, SVP, FDP, CVP 
und den Grünen. Gerade dieser Punkt 
scheint unverständlich: Diejenigen 
Parteien, die heute die Abschaffung 
fordern, haben sich nie bemüht, Leute 
aus ihrer Partei vorzuschlagen, die dezi-
diert ihre politische Haltung vertreten. 
Das Baselbieter Stimmvolk hat sich 
2007, 2011 und 2016 deutlich gegen die 
Abschaffung des Bildungsrates ent-
schieden – die Grünen Baselland emp-
fehlen auch dieses Mal einstimmig Nein 
zur verschleierten Abschaffungsvorla-
ge und unterstützen die Kampagne des 
Komitees www.probildungsrat.ch .
Florence Brenzikofer, Landrätin

WOLF IM SCHAFSPELZ: 
NEIN ZUM BEIRAT BILDUNG

JA ZUR GEBÜHREN- 
ÄNDERUNG DES  
RAUMPLANUNGS- UND  
BAUGESETZES

JA ZU DEN STUFENLEHRPLÄNEN VOLKSSCHULE

BASELLAND
ABSTIMMUNGEN

La connaissance des langues étran-
gères est une compétence clé dans le 
monde d’aujourd’hui et dans un pays 
plurilingue.
Die Mitgliederversammlung fasst ein-
stimmig die Nein-Parole zu dieser Initi-
ative.
Pascal Benninger, Vizepräsident 
Grüne BL

NEIN ZUR INITIATIVE 
«STOPP DER  
ÜBERFORDERUNG VON  
SCHÜLER/-INNEN:  
EINE FREMDSPRACHE 
AUF DER PRIMARSTUFE  
GENÜGT»

BULLETIN 13 / 2018

die Lehrpersonen bei der Umsetzung 
des kompetenzorientierten Lehrplans 
Volkschulen. Weitergehende Informati-
onen gibt’s unter: http://bl.lehrplan.ch/. 
Die Mitgliederversammlung der Grünen 
Baselland fasst eine deutliche Ja-Parole.
Beatrice Büschlen, Bildungsrätin 
Grüne BL
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Abstimmungen / Wahlen

Die Wohnungspreise belasten zuneh-
mend die individuellen Haushaltsbud-
gets über Gebühr. Je länger, je mehr 
können sich Wenigverdienende (junge 
Erwachsene, betagte Personen, Al-
leinerziehende, Ausgesteuerte etc.) 
eine Wohnung in der Stadt Basel nicht 
mehr leisten. Überteuerte Mieten und 
Wohnprobleme können zu Schulden-
situationen, gesundheitlichen Prob-
lemen, in deren Folge zum Verlust des 

Die Initiative verlangt die Einführung 
einer Formularpflicht bei einem Leer-
wohnungsbestand von 1,5 Prozent 
oder weniger, in der die Vermieterin 
den Mietzins des Vormieters offenle-
gen und allfällige Erhöhungen begrün-
den muss. Damit soll eine präventive 
Wirkung gegen missbräuchliche Miet-
zinserhöhungen sowie eine preisdämp-
fende Wirkung auf die Mieten erreicht 
werden. Die mit dem Mietrecht wenig 
vertrauten MieterInnen erhalten durch 
das Formular Kenntnis über die heute 

Die Initiative verlangt, dass in gericht-
lichen Mietverfahren keine Parteient-
schädigungen von den Gerichten zuge-
sprochen werden, sodass die Parteien 
ihre Anwaltskosten unabhängig vom 
Ausgang des Verfahrens grundsätzlich 
selber tragen. Zudem sollen die Ge-
richtsgebühren bei tieferen Mieten nur 
noch zwischen 200 und 500 Franken be-
tragen. Heute ist nur das Verfahren der 
Mietschlichtungsstelle kostenlos. Es 
ist denn auch eines der Hauptargumen-
te dagegen, dass die Schlichtungsstelle 
obsolet würde, wenn der Gang vors Ge-
richt vereinfacht würde. 
Akzeptiert heute einE MieterIn den Vor-
schlag der Schlichtungsstelle nicht, wird 
bei einem Weiterzug aufgrund der Ge-
richtsgebühren und der Parteientschä-
digung für den Gegenanwalt im Falle 
des Unterliegens ein erhebliches Kosten-
risiko eingegangen. Das wäre wiederum 
eine Schranke für das Beschreiten des 
Rechtsweges. Für Parteien, die gerade 
keine unentgeltliche Rechtspflege mehr 
erhalten, sind Kosten von teilweise meh-
reren tausend Franken sehr belastend. 
Mit dem Verzicht auf Parteientschädi-
gungen können Parteien das Kostenri-
siko besser einschätzen, da sie nur ihre 
eigene Anwältin bezahlen müssten, dies 
jedoch auch im Falle des Obsiegens.
Harald Friedl, Präsident Grüne BS

Die Initiative will mehr Kündigungs-
schutz, Bewilligungspflicht und Miet-
zinskontrollen bei Renovationen und 
Umbau, um den aktuellen Wohnbe-
stand zu erhalten. Dies würde eine ver-
schärfte Abbruch- und Umbaugesetzge-
bung erfordern, was die Attraktivität 
von Investitionen in den Wohnungsbau 
vermindert. Basel hat aber einen hohen 
Anteil unsanierter Wohngebäude und 
eine geringe Erneuerungsquote. Wohn-

JA ZU RECHT AUF WOHNEN

JA ZUR FORMULARPFLICHT

STIMMFREIGABE ZU  
BEZAHLBAREN MIET- 
GERICHTSVERFAHREN

STIMMFREIGABE ZUR WOHNSCHUTZINITIATIVE

BASEL-STADT
ABSTIMMUNGEN
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schon mögliche Anfechtbarkeit des 
Anfangsmietzinses, womit auch ein 
Ausgleich zum Wissensvorsprung der 
VermieterInnen geschaffen wird. Die 
Formularpflicht ist mit einem sehr ge-
ringen bürokratischen Aufwand für 
VermieterInnen verbunden und daher 
verhältnismässig.  Auch ist kein übermäs- 
siger Anstieg an Gerichtsverfahren zu 
erwarten, wie es Zahlen aus dem Kan-
ton Zürich nahelegen, wo die die For-
mularpflicht bereits eingeführt wurde.
Michelle Lachenmeier, Grossrätin

rungsgesetz, die neue Bodenpolitik 
und die bestehende Raumplanung er-
möglichen, dass mehr Wohnungen im 
unteren Preissegment entstehen. Die 
Mitgliederversammlung lehnte des-
halb die Initiative ab (17 Nein, 9 Ja, 5 
Enthaltungen), beschloss dann aber die 
Stimmfreigabe.
Jürg Stöcklin, Grossrat

Arbeitsplatzes, Trennung  und letztend-
lich zum sozialen Abstieg führen.  Diese 
Probleme müssen weitgehend durch die 
öffentliche Hand aufgefangen werden. 
Eine lebendige und soziale Stadt trägt 
gemeinsam Verantwortung für einen gu-
ten Bevölkerungsmix. Es braucht daher 
eine verfassungrechtliche Verankerung, 
die Wohnen in Basel für alle ermöglicht.
Georg Mattmüller, Grossrat SP, 
Mitinitiant

raum muss nicht nur erhalten, sondern 
auch erneuert werden, um die von uns 
geforderten Energie- und Klimaziele zu 
erreichen. Die geforderten Massnah-
men würden die Wohnungsnot erhö-
hen, die Mieten verteuern und die Pend-
lerInnen nähmen zu, weil mehr Leute in 
der Stadt arbeiten und keine Wohnung 
finden. Die Initiative ist deshalb nicht 
im langfristigen Interesse der Miete-
rInnen. Das bestehende Wohnförde-
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Junges Grünes Bündnis Nordwest

Jeden Tag verschwindet eine 
Fläche von rund acht Fussball-
feldern an Kulturland unter 
Beton. Die Räte in Bern zeigen 
wenig Willen, dies zu ändern.

Schuld am Kulturlandschwund ist eine 
nicht zukunftstaugliche Bauwut, ohne 
den verbrauchten Platz wirklich effi-
zient zu nutzen. Ein Beispiel dafür ist 
die Stadt Solothurn, die in den letzten 
100 Jahren nur um einige hundert Ein-
wohnerInnen gewachsen ist, ihre Sied-
lungsfläche aber um über einen Drittel 
erweitert hat. Der Platzverbrauch pro 
Kopf explodiert. Um diese Zersiede-
lung zu bekämpfen, haben die Jungen 
Grünen die Zersiedelungsinitiative lan-
ciert, welche bestimmt, dass nur neue 
Flächen zu Bauzonen werden können, 
wenn eine gleichwertige Kulturland- 
fläche ausgezont wird.
Gleichzeitig wird aber auch der gesetzli-
che Weg für eine sinnvolle Verdichtung 
geebnet und Rahmenbedingungen für 
nachhaltige Quartiere verbessert. In 
18 Monaten konnten rund 135 000 Un-
terschriften gesammelt werden, von 
denen 96 000 von den Jungen Grünen 
selbst gesammelt wurden. Eine so hohe 
Zahl an Unterschriften hat bis heute 
noch keine andere Jungpartei für eine 
Initiative gesammelt. Auch das Junge 

Grüne Bündnis Nordwest hat seinen Teil 
zum Sammelerfolg beigetragen.

BUNDESRAT SAGT NEIN
Zurzeit läuft die parlamentarische Dis-
kussion. Der Bundesrat hat die Initia-
tive in seiner Botschaft zur Ablehnung 
empfohlen. Er berief sich dabei auf das 
Raumplanungsgesetz, welches schon 
weitere Einzonungen verhindere. Bis 
zur nächsten Gesetzesrevision in 15 
Jahren werden aber die aktuell noch 
vorhandenen Baulandreserven verbaut 
sein. Dass im Parlament die Weiter-
führung des Einzonungsstopps unter 
diesem Gesichtspunkt dann kaum noch 
Überlebenschancen hätte, wird völlig 
ignoriert. Lieber werden die Proble-
me auf die lange Bank geschoben. Die 
einzige nachhaltige Lösung, um unser 
Kulturland wirklich vor der Verbauung 
zu schützen, ist und bleibt die Zersiede-
lungsinitiative.

ENTTÄUSCHENDE 
SP-STIMMENTHALTUNG
Der Ständerat hat sich ebenfalls mehr-
heitlich für eine Ablehnung ausgespro-
chen. Der vom Raumplanungsgesetz 
gewährte Kulturlandschutz wurde 
auch hier als Begründung genannt. Nur 
eine Minderheit um den grünen Stände-
rat Robert Cramer setzte sich erfolglos 

für eine positive Empfehlung ein. Be-
sonders unverständlich sind die Enthal-
tungen von SP-ExponentInnen. 
Diesen Entscheid gilt es jetzt vom Na-
tionalrat zu korrigieren. Ich persönlich 
habe aber kaum Hoffnung, zu stark 
sind die rechtsbürgerlichen Kräfte im 
Rat. Wenn dieser Artikel erscheint, 
ist die Debatte im Nationalrat wohl 
schon vorüber und vielleicht bin ich ja 
eines Besseren belehrt worden. Gera-
de die SVP predigt gerne, wie wichtig 
und schützenswert unsere Heimat 
mit ihren schönen Landschaften doch 
sei. Kollidiert der Schutz dieses Kul-
turguts jedoch mit ihren neoliberalen 
Wirtschaftsinteressen, zieht der Land-
schaftsschutz schnell den Kürzeren. 
Lieber schiebt man das Problem der 
Verbauung auf die Zuwanderung, ob-
wohl Studien klar zeigen, dass nicht das 
Bevölkerungswachstum, sondern der 
steigende Platzverbrauch pro Kopf das 
Problem ist.
Es ist gut möglich, dass die Zersiede-
lungsinitiative noch dieses Jahr zur 
Abstimmung kommt. Lasst uns also 
für dieses Anliegen einstehen, denn 
Kulturland, das erst einmal verbaut ist, 
kriegen wir nicht mehr zurück!
Dominik Beeler, Co-Präsident Junges 
Grünes Bündnis Nordwest

WEHT NEO-LIBERALER
WIND ENTGEGEN

ZERSIEDELUNGSINITIATIVE

BULLETIN 13 / 2018
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Aus den Kantonen: BL

Philipp Schoch hört aufgrund der Amts-
zeitbeschränkung nach 15 Jahren im 
Landrat auf. Nach seinem hartnäckigen 
Einsatz für ein neues Energiegesetz, 
dem langjährigen Präsidium der Ener-
gie- und Umweltschutzkommission 
sowie dem Jahr als Landratspräsident 
verliert die Fraktion ein wichtiges Mit-
glied. Die Nachfolge verläuft aber rei-
bungslos, und mit Stephan Ackermann 
rückt ein bekanntes Gesicht nach:  
Stephan war Einwohnerrat in Pratteln 
und amtet als Mitglied des Kirchenra-
tes der Reformierten Kirche Baselland. 
Herzlich willkommen Stephan!

Es braucht die Grünen, die ehrlich, 
transparent und konsequent für die 
Umwelt, für das Klima, unseren Plane-
ten, die direkte Demokratie und das 
friedliche Zusammenleben einstehen. 

Mit einem lachenden und einem wei-
nenden Auge durfte die Landrats-
fraktion Marie-Theres Beeler aus dem  
Landrat verabschieden. Lachend, weil 
Marie-Theres als Stadträtin von Liestal 
jetzt als Exekutivpolitikerin grüne Po-
litik einbringt. Das weinende Auge ist 

Wir müssen dringend zulegen bei 
den nächsten Wahlen! Seit zwei 
Wochen bin ich nun im Landrat 
Baselland und als Mitglied der 
Volkswirtschafts- und Gesundheits-
kommission mit der Beratung der 
Spitalfusion mit einer spannenden 
und komplexen Thematik echt ge-
fordert. Von der Fraktion der Grü-
nen und EVP wurde ich sehr herzlich 
aufgenommen und nach Kräften 
unterstützt. Das tut gut! Ich bin be-
eindruckt vom Engagement und der 
Effizienz, mit der in der Fraktion ge-
arbeitet wird. Das wirkt ansteckend. 
So habe ich für die Fragestunde drei 
Fragen zum AKW Beznau I einge-
reicht. Der Regierungsrat ist bereit, 
sich in einem Brief an den Bundesrat 
gegen die Wiederinbetriebnahme 
dieses alten AKW auszusprechen. 
Ein kleines Highlight! Daneben er-
lebte ich, wie frustrierend die Über-
zahl der Bürgerlichen im Rat ist, 
wenn etwa die Sprachförderung im 
Frühbereich chancenlos bleibt oder 
ein Postulat der SVP zur Senkung 
der Sozialhilfekosten durchgeboxt 
wird. Wir konnten immerhin einige 
Postulate zum ÖV und zum Läu-
felfingerli überweisen und eines 
zu Massnahmen für den Wald von 
Philipp Schoch. Es war seine letzte 
Landratssitzung als Landrat. Merci 
vielmals, Philipp!
Erika Eichenberger, Landrätin 

ERSTE EINDRÜCKE AUS DEM 
LANDRAT WECHSEL IN DER LANDRATSFRAKTION  

KICK-OFF WAHLEN 2019  
Darum geht’s in den Wahlen 2019/20 
– und dafür brauchen wir alle grünen 
Kräfte. Das ist #GRÜN2019. Wir brau-
chen (mindestens) 12 von 90 Sitzen im 
Landrat, um unsere Anliegen weiter-
bringen zu können.
Deshalb ist unser Ziel: 12 von 90 Sitze 
im Landrat. 30 aktive Grüne aus dem 
ganzen Kanton haben sich zum Kick-off 
der Wahlen 2019 getroffen – mit was 
für einer Energie!
Bálint Csontos, Präsident Grüne BL
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dem Verlust eines wertvollen und erfah-
renen Mitglieds der Fraktion geschul-
det. Mit ihrer gewinnenden, ruhigen, 
immer kompetenten und konstrukti-
ven Art hat Marie-Theres viele politi-
sche Erfolge zugunsten der Umwelt 
und der sozial Schwächeren realisieren 
können. Alles Gute, Marie-Theres!
Wir begrüssen an dieser Stelle herzlich 
Erika Eichenberger, die bereits ihren 
ersten Erfolg im Landrat verbuchen 
konnte – siehe Kommentarspalte. Erika 
hat langjährige Parlamentserfahrung, 
war sie doch von 2004 bis 2013 im Ein-
wohnerrat Liestal, wo sie lange auch 
Fraktionspräsidentin war. Sie ist Leh-
rerin, Dozentin, Heilpädagogin, Coach 
und Organisationsberaterin – und Lang-
streckenläuferin. Wir freuen uns, denn 
bei diesen Mehrheitsverhältnissen im 
Rat braucht es einen langen Schnauf.
Klaus Kirchmayr, Fraktionspräsident 
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Aus den Kantonen: BS

NEUE LADENKONZEPTE AM BEISPIEL VON 
«BASEL UNVERPACKT»

In den Grossratssitzungen wird viel 
diskutiert. Manchmal sehr intensiv 
wie zum Beispiel bei Verkehr- oder 
Steuerthemen und fast immer auf 
einem sachlichen Niveau. Die grosse 
Ausnahme bilden für mich Themen, 
in denen es um Gleichstellung geht, 
von Frauen und Männern oder auch 
LGBTI-Fragen. Die Reaktionen aus 
dem Saal sind dann oft wenig zi-
vilisiert, sondern erinnern eher an 
Stammtische. So sind zum Beispiel 
oft Buh- oder Grunzlaute zu hören, 
meist von etwas älteren Vertretern 
bürgerlicher Parteien. Das erste 
Mal, als mir dies aufgefallen ist, war 
ich geschockt, wütend, traurig. Nun 
hab ich mich daran gewöhnt, dass 
ein solches Verhalten offensichtlich 
in vielen Kreisen noch salonfähig ist, 
mich aber nicht damit abgefunden. 
Wie kann es sein, dass sich viele 
Männer immer noch bedroht fühlen 
von Gleichstellungsanliegen? Die-
se Anliegen ins Lächerliche ziehen? 
Was sind konkrete Auswirkungen 
dieser Haltung auf der politischen 
Ebene? 
In der Schweiz besteht keine 
Lohngleichheit, die Elternzeit liegt 
in weiter Ferne, ein Mann erhält oft 
weniger Freitage für die Geburt als 
für einen Todesfall. Gleichstellung 
ist weder für LGBTI-Menschen noch 
für Frauen und Männer erreicht. 
In diesen Bereichen muss definitiv 
noch viel Sensibilisierungsarbeit ge-
leistet werden und es besteht Hand-
lungsbedarf.
Lea Steinle, Grossrätin

TRIGGERTHEMA 
GLEICHSTELLUNG

In den letzten Jahren eröffneten 
diverse Läden mit neuen 
Konzepten: «Basel unver
packt»und «Lokal» im Klein-
basel, die «Abfüllerei» und 
«Backwaren-Outlet» im Gundeli 
sowie «ÄssBar»beim Spalentor. 
Wir haben bei Christoph Mani 
von «Basel unverpackt» über 
ihre Beweggründe gesprochen. 

Christoph, wer ist «Basel unverpackt»?
Im Frühling 2016 hatten zwei InitiantIn-
nen die Vision eines verpackungsfreien 
Ladens. Über Facebook-Diskussionen 
kamen Personen hinzu, die diese Idee 
mittragen wollten. Im Dezember er-
hielten wir die Zusage für die Lokalität 
am Erasmusplatz. Den Laden eröffne-
ten wir am 1. April 2017 und konnten 
soeben unseren ersten Geburtstag fei-
ern. Wir sind als Genossenschaft orga-
nisiert. Damit erhalten wir eine breite 
Basis und können die Risiken abfedern. 
Zudem war die finanzielle Beteiligung 
der rund 40 GenossenschafterInnen 
wichtig als Startkapital. Den Laden 
betreibt ein Kernteam aus momentan 
sieben Personen. Alle von uns haben 
neben dem Verkauf eine spezifische 
Aufgabe, die wir aufgrund unserer Vor-
kenntnisse verteilten. Im Leitungsteam 
sind wir gleichberechtigt und fällen die 
operativen Entscheide demokratisch in 
wöchentlichen Sitzungen.

Auf was achtet ihr besonders?
Zuallererst wollen wir Verpackungs-

abfall minimieren – beim Kunden und 
Produzenten. Bei uns wird unabhängig 
von der Verpackungsgrösse so viel ein-
gekauft, wie gerade benötigt wird. Das 
vermindert auch den Food-Waste, weil 
die Waren nicht zuhause vergammeln. 
Gleichzeitig haben wir das Bestreben, 
möglichst viel vom Bedarf des täglichen 
Lebens abzudecken. Wir haben ein brei-
tes Angebot an Lebensmittel, wenn 
möglich in Bio- oder Demeter-Qualität 
und aus der Region. Daneben gibt es 
auch Hygiene- und Reinigungsartikel, 
Mehrwegbehältnisse und Bücher. We-
gen der Verderblichkeit ist das Angebot 
beschränkt, Milch oder Fleisch ist aber 
nebenan im «Lokal» zu bekommen.

Was braucht es, um zu überleben?
Wir haben festgestellt, dass diese Art 
des Einkaufens für viele ein Bedürfnis 
darstellt. Bei uns läuft aber noch vieles 
über Freiwilligenarbeit, sonst funktio-
niert es – zumindest momentan – nicht. 
Erst nach fünf Monaten konnten wir 
uns Stundenlöhne auszahlen, weshalb 
wir alle daneben noch einen Brotjob 
haben. Dies hat Vor- und Nachteile. 
Einerseits sind die zeitlichen Belastun-
gen für uns hoch, andererseits gibt uns 
das Raum, um im Austausch mit unse-
ren KundInnen Neues auszuprobieren. 
Eine positive Entwicklung sehen wir 
darin, dass vermehrt Kunden grosse Be-
stellungen über uns abwickeln, darun-
ter auch Restaurants. Wir haben auch 
weitere Ideen. So überlegen wir uns,  
einen Lieferservice anzubieten, selber 
Lebensmittel zu produzieren oder uns 
gastronomisch zu betätigen.
INTERVIEW: Harald Friedl

«Basel Unverpackt» (baselunverpackt.
ch) ist im Verein «Soziale Ökonomie 
Basel» (sozialeoekonomie.org) aktiv, 
der auch den «NetzBon» herausgibt. 
Eine weitere Plattform bietet der Ver-
ein «ZeroWaste Switzerland» (zerowas-
teswitzerland.ch).
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Ortssektionen und Arbeitsgruppen

Wieder mal drehen alle am Rad 
oder gucken in die Röhre. Nicht 
wegen Kreis- oder Ringführungen 
unter, an, in oder um Basel her-
um: Nein, es geht um die Finanzen 
von Baselland und alle sehen rot. 
Doch für einmal, weil die Zahlen 
schwarz sind. Zahlenzauberer 
Lauber hat tief in die Investitions-
trickkiste gegriffen und (ta-taa) 

einfach mal spontan eine positive 
Rechnung präsentiert. Dass die 
Zeche die wenig Verdienenden, 
Familien und Staatsangestellten 
zahlen, interessiert das bürgerli-
che Streich-Quartett wenig. Diese 
wollen nun ein Jahr vor den Wah-
len gute Miene zum bösen Spiel 
machen. Denn nach 15 Jahren  
Pegoraro…fehlen…selbst…unserer… 

Redaktion…die…Wo... Da scheint 
es schon fast eine Ironie der Ge-
schichte, dass die SP eine richtige 
Schweizerin aufstellt, die das so-
gar noch im Namen kundtun muss. 
Leider Gendernonkonform nur in 
der männlichen Form ohne Bin-
nen-I oder Asterisk. Aber jetzt, wo 
der Aufbruch gekommen ist, krie-
gen wir auch das noch hin.

DAS LETZTE

19. Mai: March against  
Monsanto & Syngenta
2. Juni: Sommerfest jgb
10. Juni: Abstimmungssonntag
19. Juni: gemeinsame Mitglieder-
versammlung Grüne BL/BS
25. August: Delegiertenver- 
sammlung Grüne CH
28. August: MV Grüne BL 
 in Pratteln

AGENDA

NATIONAL
Vollgeld-Initiative:
	BL: Stimmfreigabe 
	BS: Nein

	Nein zum Geldspielgesetz

BASELLAND
	Ja zu Stufenlehrpläne Volks-

schule
	Nein zur Initiative «Stopp der 

Überforderung von Schüler/ 
-innen: Eine Fremdsprache auf 
der Primarstufe genügt»

	Nein zum Ersatz Bildungsrat 
durch Beirat Bildung

	Ja zur Aufhebung der Gebüh-
rengrenze

BASEL-STADT
	Ja zu Recht auf Wohnen
	Ja zu Mieterschutz beim  

Einzug
	Stimmfreigabe zu Mieter-

schutz am Gericht
	Stimmfreigabe zur  

Wohnschutzinitiative

PAROLEN 10. JUNI

Seit dem 21. März speist das älteste 
Atomkraftwerk der Welt – Beznau I – 
wieder Strom ins Netz. Insgesamt fast 
400 Leute haben Anfang März gegen 
die Wiederinbetriebnahme vor dem 
AXPO-Hauptsitz demonstriert. Die Grü-
nen Baselland und Basel-Stadt waren 
auch vertreten. Du warst nicht dabei? 
Hilf trotzdem mit und unterzeichne 
jetzt die Petition unter akw-nein.ch.
Nathalie Martin, Geschäftsführerin 
Grüne BL

Mit der Gabel die Welt oder zumindest 
Basel verändern: Anfang Mai traf sich 
erstmals eine Arbeitsgruppe zum The-
ma Ernährung. Falls bei Dir nicht nur die 
Liebe, sondern auch die Politik durch 
den Magen geht, melde Dich bei uns.
Oliver Thommen, Geschäftsführer 
Grüne BS

An unserer letzten Sitzung durften wir 
die grüne Nationalrätin und Co-Präsi
dentin von KLUG (Koalition Luftverkehr 
Umwelt + Gesundheit) Lisa Mazzone 
aus Genf begrüssen. Wir diskutierten  
diverse Möglichkeiten, wie wir uns ge-
gen den zunehmenden Fluglärm weh-
ren können.
Leider sind die Grünen Schweiz diesbe-
züglich nicht sehr aktiv. Deshalb sind 
wir auf kantonaler Ebene umso mehr 
gefordert! Da der Fluglärm sich nicht 
an irgendwelche Grenzen hält, waren 
neben Mitgliedern aus Baselland und 
Basel-Stadt auch Interessenten aus 
dem Jura vertreten.
In Genf konnten sich Lisa und ihre Mit-
streiterInnen mittels einer Petition  

BEZNAU NICHT WIEDER 
ANS NETZ

AG ERNÄHRUNG

FACHGRUPPE 
FLUGVERKEHR
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erfolgreich gegen ein verschlechtertes 
Anflugregime wehren. Der grosse Vor-
teil von Genf ist, dass dort der Flugha-
fen auf dem eigenen Kantonsgebiet 
liegt. Dies ist bei uns leider nicht der 
Fall, er liegt sogar in einem anderen 
Land – was die möglichen Interventi-
onsmöglichkeiten arg beschränkt.
Wir sind intensiv auf der Suche nach 
geeigneten Hebeln, um den Fluglärm 
und damit auch die damit zusammen-
hängenden Gesundheitsrisiken zu 
reduzieren. Dazu verfolgen wir folgen-
de Ziele: Das geplante Wachstum des 
Flughafens ist zu bremsen, die Nacht-
ruhe muss mindestens von 23 bis 6 Uhr  
eingehalten werden, der Fluglärm 
soll verhindert, und nicht verschoben 
werden, neue Pisten und der Bahnan-
schluss an den EAP sind zu bekämpfen.
Wir bleiben dran! Das sind wir unserer 
Umwelt und unseren lärmgeplagten 
Mitmenschen schuldig.
Rahel Bänziger, Landrätin


